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leber die Formen der Tohnvorſchußzahlung in der 
Eiſeninduſtrie. 
Von Dr. Moriz Caſpaar. 


Herr Dr. V. Pogatſchnigg hat in Nr. 2 des laufenden Jahr⸗ 
ganges dieſer Zeitſchrift mit dem Aufſatze „Die Ausgabe von Marken 
ſeitens der Induſtrie-Unternehmungen“ uns ſehr werthvolle Aufſchlüſſe 
über eine in einzelnen Induſtriezweigen beſtehende, die Auslöhnung der 
Arbeiter betreffende Gepflogenheit mitgetheilt. Wir können dieſen Aus— 
führungen nur völlig zuſtimmen, möchten dieſelben jedoch in einzelnen 
Punkten ergänzen, weil die Praxis außer den vom Herrn Verfaſſer 
erwähnten noch andere Formen der Vorſchußzahlungen herangebildet 
hat, welche eine principielle Verſchiedenheit von den erſteren aufweiſen. 
Unſere Ausführungen ſind der bei einem größeren Eiſenwerke beſtehenden 
Praxis entnommen, woſelbſt ſchon die verſchiedenſten Formen der 
Vorſchußzahlungen in Anwendung waren. 

0 Vor Allem möchten wir hervorheben, daß die heute in der 
Eiſeninduſtrie beſtehende Uebung der Vorſchußzahlung ſich theilweiſe 
aus der früher allgemein üblichen gemiſchten Löhnung — Natural- und 
Geldlöhnung — herausgebildet hat. Die unentgeltliche Ueberlaſſung 
einer Wohnung, die Feſtſtellung eines Brennſtoffdeputates, unſtreitig ein 
Beſtandtheil des Lohnes, ſind heute noch allgemein gebräuchlich; an 
einzelnen Stellen finden wir aber auch noch die theilweiſe Auslöhnung 
in Lebensmitteln, die ſogenannte „Faſſung“, von altersher beibehalten. 

Eine gemiſchte Löhnung, beſtehend aus Monats-, beziehungsweiſe 
Wochenlöhnen und einer beſtimmten Quantität an Getreide (oder Mehl) 
und Fett u. . f., hat gewiß den Vortheil für ſich, daß die effective 
Auslöhnung ſich den Marktpreiſen der nothwendigſten Lebensmittel 
beſſer anpaßt, als der reine Geldlohn, ſie ſetzt aber außer der uneigen⸗ 
nützigen Redlichkeit des Unternehmers ein großes Vertrauen des Arbeiters 
in das ſelbſtloſe Wohlwollen des Dienſtgebers gegen die Arbeiter 


voraus. Sobald der Arbeiter glaubt, durch eine Geldlöhnung ſich mehr 


und beſſere Conſumartikel verſchaffen zu können, als er in der Faſſung 
dom Unternehmer erhält, muß die Naturallöhnung zur Vermeidung 


fortdauernder Schwierigkeiten fallengelaſſen werden. Nachdem auch der 


Unternehmer bei der Beſchaffung der Nahrungsmittel Zufällen in der 
Qualität ausgeſetzt iſt und er ſelbſt das größte Intereſſe daran hat, 
ein zufriedenes Perſonale zu beſitzen, ſo muß die Aufhebung dieſes 
Syſtems auch gegen die Ueberzeugung über die wahren Intereſſen des 
Arbeiters als wünſchenswerth erſcheinen. Außerdem ſprechen für die 
Aufhebung der theilweiſen Naturallöhnung vom Standpunkte der Unter- 
nehmungen Gründe einer rationellen Geſchäftsgebahrung. Accordlöhne, 
oder auch nur der wirklichen Arbeitsleiſtung ſich anpaſſende Taglöhne 
ſind bei dem erwähnten gemiſchten Syſtem ſchwer anzuwenden. Die 
ſogenannte Faſſung war vielfach durch die gerade bei der Montaninduſtrie 
meiſt vorkommende vereinſamte Lage der Unternehmungen und den vor 
wenigen Decennien noch ſehr wenig entwickelten Detailhandel nothwendig 
geweſen. Mit der Aufhebung der theilweiſen Naturallöhnung traten 
nun an deren Stelle vielfach Werkseinrichtungen, aus welchen die 
Arbeiter, ohne hiezu etwa verpflichtet zu fein, Conſumartikel ſich beſchaffen, 
beziehungsweiſe ſich vollſtändig verpflegen können. 

Dieſe Werkseinrichtungen als Conſumanſtalten, Werksreſtaurationen 
ſind es wohl, die in dem Aufſatze des Herrn Dr. V. Pogatſchnigg 
vorzüglich gemeint find, wie dies auch aus der Aeußerung über eine 
dieſe Angelegenheit betreffende Entſcheidung des deutſchen Reichsgerichtes 
(Seite 6 a. a. O.) hervorgeht. Dieſe Anſtalten, bei neueren Unter⸗ 
nehmungen ſelbſtverſtändlich neu errichtet, traten bei älteren an die Stelle 
der obligatoriſchen Faſſung und haben ſich gewiſſermaßen aus derſelben 
entwickelt. Aber auch dieſe Werksanſtalten bilden noch ein Uebergangs⸗ 
ſtadium; ihre wirklich erfolgreiche Wirkſamkeit hängt wieder von dem 
Vertrauen ab, das die Arbeiter ſolchen Vorkehrungen entgegenbringen. 

Heute gewinnt unter den Arbeitern jene Tendenz an Ausdehnung, 
welche die Beſchaffung der wichtigſten Lebensbedürfniſſe durch ſelbſtſtändige 
Arbeiter⸗Conſumvereine oder durch private Concurrenz (ſelbſtſtändige 
Kaufleute) der Verſorgung aus Werksanſtalten vorzieht. 

Eine vernünftige Werksleitung wird dieſem Beſtreben nicht ent⸗ 
gegentreten, um von vorneherein jenen Schwierigkeiten auszuweichen, 
welchen Werks⸗Conſumanſtalten auch bei den beſten Abſichten der Unter⸗ 
nehmungen begegnen, ebenſo aber um jeden Schein zu vermeiden, als 
wolle die Unternehmung aus der Verpflegung der Arbeiter ein Geſchäſt 
machen. Es bleibt allerdings zumeiſt die Nothwendigkeit beſtehen, 
wenigſtens eine Werksreſtauration zu halten, um für neu eintretende 
Arbeiter, für ſonſtige Werksangehörige, Fremde u. |. f. Vorſorge zu 
treffen. Das Rechtsverhältniß zu dieſen Anſtalten iſt ſodann aber nur 
ein Pacht unter billigen Bedingungen, mit dem Vorbehalte, für Speiſen 
und Getränke einen Tarif aufzuſtellen. Die Verſorgung der Arbeiter 
mit Conſumartikeln wird daher an größeren Werken vorwiegend durch 
dem Unternehmen fernſtehende Geſchäftsleute oder durch ſelbftſtändige 
Arbeiter⸗Conſumvereine beſorgt. 

Die ſogenannte Lohnvorſchußzahlung, ſei es im Baaren oder in 
Marken u. ſ. f., wird bedingt durch den in der Eiſeninduſtrie regelmäßig 
üblichen Löhnungstermin. Die Lohnrechnung geſchieht nach vier, beziehungs⸗ 
weiſe fünfwöchentlichen Rechnungsabſchnitten (Raitungen), die Auszahlung 


des Lohnes in der Regel 14 Tage nach Raitungsabſchluß. Ein 
Arbeiter, der z. B. am 1. Jänner eintritt, erhält die erſte Lohnzahlung 
am 14. Februar. Dieſe Termine ſind eine Conſequenz des nahezu 
überall durchgeführten Accordlohnes; es erfordert dies die Ueberein— 
ſtimmung der Aufſchreibungen rückſichtlich der ſertigen Producte, für 
welche der Accord bezahlt wird, mit den Lohnrechnuungen. 

Es ſoll hier nicht behauptet werden, daß es nicht möglich wäre, 
kürzere Termine für die Zahlung zu ſtellen; es macht aber begreiflicher 
Weiſe die Lohnrechnung viel Arbeit, und würden zu kurze Termine 
die Rechnungsarbeiten ſehr ungünſtig vermehren. Tritt ein Arbeiter 
vor Monatsſchluß aus, ſo muß natürlich für dieſen Fall die Rechnung 
geſtellt und der Lohn vor dem üblichen Zahlungstermine ausgefolgt 
werden; es gelten daher in der Regel für den Austrittstag gewiſſe Nor⸗ 
men (vielfach darf der Austritt regelmäßig nur an einem Samstag geſchehen). 

Für die Zeit bis zur Lohnauszahlung muß nun Vorſorge getroffen 
werden, da der Arbeiter in der Regel nicht die Fonds beſitzt, ſich vier 
Wochen zu verpflegen. Dies geſchieht durch Ausgabe von Marken, für 
welche der Arbeiter aus Werksanſtalten ſeine Verpflegung beſchafft, 
oder aber durch Ausgabe ſogenannter Anweiſungen an Kaufleute, von 
welchen den Arbeitern um den angewieſenen Betrag, gegen ſeinerzeitige 
Einbringung bei der Löhnung, Waaren ereditirt werden. Sobald der 
Arbeiter auf ſeinen bereits erworbenen Verdienſt eine Abſchlagszahlung 
erhält, wie dies bei den Baarvorſchüſſen der Fall iſt, kann man, ſtrenge 
genommen, nicht von einem Lohnvorſchuſſe ſprechen; das Gleiche gilt auch 
rückſichtlich der Anweiſungen für die zweite, dritte oder vierte Woche; doch 
hat der Sprachgebrauch jede ſolche Vorauszahlung des Lohnes als 
Vorſchuß bezeichnet. Sind die Anſtalten, an welche die Arbeiter zum 
Zwecke der Verpflegung, beziehungsweiſe zum Bezuge von Lebensmitteln 
gewieſen werden, mit dem Capitale der Unternehmung ſelbſt betrieben, 
dann erſcheint die Unternehmung ſelbſt als Bezahler des ſogenannten 
Vorſchuſſes; dies iſt der einfachere Fall. Werden dagegen Anweiſungen 
an fremde Kaufleute, beziehungsweiſe Lieferanten ausgeſtellt, dann treten 
dieſe als Creditgeber ein, während die Unternehmung 
die Garantie für die Bezahlung des angewieſenen 
Betrages übernimmt. 

An ſolchen Werken, welche, wie vorne erwähnt, heute keine auf 
eigene Rechnung betriebenen Verpflegsanſtalten, beziehungsweiſe Magazine 
mehr beſitzen, iſt der letzte Fall der regelmäßige, und es hat ſich bei 
denſelben das Anweiſungsſyſtem heute ſchon vollſtändig eingebürgert. 
Es werden ſolche Anweiſungen ausgeſtellt an Kaufleute, welche ſich darum 
bewerben, regelmäßig auch an die ſelbſtſtändigen Arbeiter-Conſumvereine. 
Für die Kaufſtellen iſt immer die Garantie der die Anweiſung aus⸗ 
ſtellenden Unternehmung das Maßgebende, denn die Anweiſungen müſſen 
eingelöst werden, ohne Rückſicht darauf, ob der Arbeiter den angewie⸗ 
ſenen Betrag auch wirklich verdient. 

Es iſt nur Sache interner Vorkehrung, daß die Werksleitung 
bei Ausſtellung der Anweiſung ſich im Rahmen des wirklichen Verdienſtes 
hält. Die Garantie des Werkes bleibt aber nur eine kurze Zeit ohne 
Deckung, da mit der geleiſteten Arbeit der Lohn thatſächlich verdient 
wird. Nachdem nun die Beträge durch das Aufſichtsperſonale, das 
die Verdienſtverhältniſſe des einzelnen Arbeiters kennen muß, in Wochen⸗ 
raten angewieſen werden, ſo übernimmt das Werk nur für eine Woche 
ein ungedecktes Riſico. Wegen dieſer Vorſichten, ſowie wegen der 
internen Verfügung, daß der angewieſene Betrag zwei Drittel des 
wahrſcheinlichen Verdienſtes nicht erreichen darf, kommen ſolche Fälle, 
in welchen die Unternehmung angewieſene Beträge aus Eigenem auszu⸗ 
zahlen hätte, ſelten vor. 

Die Ereditgewährung wird durch das Anweiſungsſyſtem that⸗ 
ſachlich auf die Lieferanten übertragen; dieſen gegenüber erſcheint die 
Unternehmung durch Ausſtellung der Anweiſung für die Einbringung 
des Betrages haftbar. Die Unternehmung trägt hiebei jedoch nur das 
Riſico des Lohnes für eine Woche, ausgenommen das Auffſichtsperſonale 
iſt in der Ausſtellung der Anweiſungen unvorſichtig. 

Es kommt häufig vor, daß Arbeiter-Conſumvereine, Reſtaurateure, 
welche mit dem betreffenden Werke in dem beſprochenen Anweiſungs⸗ 
verkehre ſtehen, den einzelnen Arbeitern für den angewieſenen Betrag 
Marken geben, für welche die verlangten Waaren ausgefolgt werden. 
Dieſe Marken ſtehen mit dem Vorſchußgeſchäfte in keinem Zuſammen⸗ 
hange, ſondern dienen lediglich dem bequemeren Verkehre zwiſchen den 
Arbeitern und den betreffenden Lieferanten. 

Was die Zweckmäßigkeit des ſogenannten Anweiſungsverkehres 
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betrifft, jo gilt für dieſen dasſelbe, was in dem mehrerwähnten Auf- 
ſatze rückſichtlich der Ausgabe von Marken ausgeführt wurde. Von 
einem Zwange zur Annahme derartiger Anweiſungen kann nicht die 
Rede fein; die Dienſtordnung für Donawitz enthält hierüber nach § 38, 
Alinea 4 die ſpecielle Beſtimmung: „Anweiſungen auf Koſt und Lebensmittel 
und andere Materialien werden nur auf ausdrückliches Verlangen 
ausgeſtellt.“ Wir haben aber auch hervorgehoben, daß ſich die ange⸗ 
wieſenen Beträge im Intereſſe der Werkſchaft den Lohnverhältniſſen des 
einzelnen Arbeiters anpaſſen müſſen; der Lieferant hingegen kann ohne 
ungedecktes Riſico in ſeiner Creditgewährung nicht über den angewieſenen 
Betrag hinausgehen. Hierin, ſowie in der wochenweiſen Anweiſung 
der Beträge liegt aber auch gleichzeitig eine Garantie gegen eine miß⸗ 
bräuchliche Ausnützung dieſes Creditgeſchäftes. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Das verlaſſene Waſſerbett eines Fluſſes wächst dem angrenzenden 
Grundeigenthümer kraft des Geſetzes zu, ohne daß es von ſeiner 
Seite eines vorhergegangenen Occupationsactes bedürfte. 

Als Eigenthümer des landtäflichen Gutes T. und der dazu⸗ 
gehörigen Wieſenparcelle Nr. 400 in T. belangte A., geſtützt auf die 
Beſtimmung des § 416 a. b. G. B., den B., welcher auf dem ver— 
laſſenen, an obige Wieſenparcelle angrenzenden Flußbette des Gurkfluſſes, 
auf welchem ſich im Laufe der Jahre Gras- und Baumpuchs entwickelt 
hatte, Beſitzhandlungen vornahm, indem er Holz abſtockte und wegführte, 


‚auf Enthaltung jeder Benützung dieſes in Folge des Zurücktretens des 


Gurkſluſſes der genannten Wieſenparcelle vermeintlich zugewachſenen 
Grund und Bodens, insbeſondere der Abſtockung des dort wachſenden 
Holzes, ſowie der Wegführung des bereits abgeſtockten Holzes. 

Das k. k. Bezirksgericht in K. hat die Klage mit Urtheil vom 
30. April 1883, Z. 743, aus folgenden Gründen abgewieſen: 

Der Kläger iſt unbeſtritten Eigenthümer der zu ſeinem Gute in T. 
gehörigen Parcelle Nr. 400 in T.; ſtillſchweigend zugeſtanden und 
durch gerichtlichen Augenſchein feftgeſtellt iſt ferner die Thatſache, daß, 
angrenzend an obige Parcelle, durch den veränderten Lauf des Gurk— 
fluſſes ein verlaſſenes Flußbett entſtanden iſt, welches den Gegenſtand des 
vorliegenden Rechtsſtreites bildet. Der Kläger als Eigenthümer der 
Parcelle Nr. 400 begehrt nämlich, geſtützt auf die Beſtimmung des 
§ 410 a. b. G. B., das Eigenthum des fraglichen Waſſerbettes für 
ſich und verlangt die Ausſchließung des Geklagten als derzeitigen 
factiſchen Beſitzers von jeder Benützung dieſes Grundſtückes. Die vecht- 
liche Vorausſetzung jeder Eigenthumsklage, mag dieſelbe eine rei vind catio 
nach $ 366 a. b. G. B. oder eine actio ne. atoria nach $ 523 des⸗ 
ſelben Geſetzes ſein, iſt das Eigenthum, welches der Kläger in jedem 
Falle zu beweiſen hat. Die Erforderniſſe der Eigenthumserwerbung 
durch natürlichen Zuwachs ſind im Hauptſtücke IV des a. b. G. B. 
feſtgeſetzt, und es iſt nach den SS 410 und 407 ibidem den an⸗ 
grenzenden Uferbeſitzern das Recht eingeräumt, ein verlaſſenes Waſſer⸗ 
bett, ſowie eine entſtandene Inſel ... ſich zuzueignen. Durch dieſe 
Geſetzesbeſtimmungen iſt den Uſerbeſitzern allerdings ein bevorzugtes und 
ausſchließliches (nur durch den Fall des $ 408 a b. G. B. beſchränktes) 
Occupationsrecht gefichert, aber auch wortklar ausgeſprochen, daß der 
bloße Eintritt des Ereigniſſes einer insula nata oder eines alveus 
derelictus zum Eigenthumserwerbe nicht genügt, ſondern vielmehr ein 
beſonderer Act der Zueignung durch den Berechtigten hinzukommen 
muß, damit das Eigenthum an dem Zuwachsſtücke erworben wird. Eine 
ſolche Oecupationshandlung hat aber der Kläger nicht einmal behauptet 
vielmehr die Nothwendigkeit derſelben ausdrücklich negirt; hingegen hat 
aber der Geklagte durch mehrer Zeugen den Beweis erbracht, daß 
bereits vor 50 Jahren von der Klage zurückgerechnet eine Beſitzergreifung 
des ſtreitigen Waſſerbettes durch ſeinen Vater und Befitzesvorfahren 
dergeſtalt ſtattgefunden habe, daß dieſer auf dem fraglichen Grundſtücke 
wiederholt Heu gemacht und ſelbes eingeheimst hat. In dem bloßen 
Verbote, mit welchem der Kläger durch ſeinen Förſter dem Geklagten 
das Wegführen des von dieſem geſchlagenen Holzes von der ſtreitigen 
Au unterſagt hat, kann ein Act der Beſitzergreifung füglich nicht erblickt 
werden; zudem aber iſt das Occupationsrecht des Klägers dem heutigen 
Geklagten gegenüber auch durch Verjährung erloſchen. Das an die 


klägeriſche Parcelle Nr. 400 angrenzende verlaſſene Flußbett iſt nämlich, 
wie Geklagter durch Zeugen bewieſen hat, bereits mindeſtens vor 50 Jahren 
entſtanden, und das Aneignungsrecht des Klägers iſt durch dreißigjährigen 
Nichtgebrauch gemäß 8 1480 a. b. G. B. verjährt; es kann daher 
gegen den Geklagten, welcher einen Oceupationsbeſitz ſowohl durch eigene 
Handlungen, als: wiederholtes Fällen von Holz, Laubrechen u. ſ. w., 
wie auch durch Acte feines unmittelbaren Beſitzvorgängers durch über- 
einſtimmende Zeugenausſagen bewieſen hat, nicht mehr geltend gemacht 
werden. Es iſt zwar nach Vorſchrift des S 1501 a. b. G. B. auf 
die eingetretene Verjährung nur über Einwendung der Partei Rückſicht 
zu nehmen, und es muß zugegeben werden, daß der Geklagte eine 
ſolche ausdrücklich, das iſt mit den Worten des Geſetzes, nicht gemacht 
hat. Doch muß die eingewendete Verjährung aus der ganzen Ver⸗ 
theidigung des Geklagten geſchloſſen werden, welche ſogar dahin geht, 
daß er ſeinerſeits das Eigenthum des ſtrittigen Flußbettes durch Erſitzung 
erworben habe, eine Einwendung, welche die der Verjährung des 
klägeriſchen Rechtes ſelbſtverſtändlich in ſich begreift. Es erübrigt nur 
noch die Frage, ob der Geklagte zur wirkſamen Vertheidigung gegen 
das Klagebegehren den Beweis der Erſitzung führen müſſe? Nach den 
bereits oben dargelegten Gründen iſt dies überflüſſig, weil dem Kläger 
überhaupt die rechtliche Grundlage zur Vindication, das Eigenthum 
des Grundſtückes mangelt, und es bleibt daher für die Entſcheidung 
gleichgiltig, ob der Geklagte an dem Streitobjecte das Eigenthum oder 
ein anderes dingliches Recht beſeſſen habe, deſſen Geltendmachung 
nach § 1498 a. b. G. B. ihm vorbehalten bleibt. Es iſt ſonach die 
Abweiſung der Klage begründet, 

Ueber Appellation des Klägers hat das k. k. Oberlandesgericht 
in Graz mit Urtheil vom 10. October 1883, 3. 9762, das erſtrichter⸗ 
liche Urtheil abgeändert und nach dem Klagebegehren erkannt. — Die 
Gründe ſind folgende: 
Der Göeklagte gibt ſelbſt zu, daß die Grundparcelle Nr. 400 
ein Beſtandtheil des dem Kläger eigenthümlichen Gutes T bilde, daß 
dieſelbe vor Jahren vom Gurkfluſſe beſpült war und durch deſſen 
Zurücktreten das frühere Bett allmälig trockengelegt und mit der 
vorerwähnten Wieſe in Verbindung gebracht und 
Pflanzenwuchſe erſchloſſen worden ſei. Der Geklagte hat weder behauptet, 
noch erwieſen, daß irgend Jemand, insbeſondere aber er ſelbſt, durch 
den neuen Lauf des Fluſſes Schaden leide, oder daß Jemand Anderer 
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ſo nach und nach dem 


als der Kläger mit ſeiner Wieſe, Parcelle Nr. 400, an dieſes verlaſſene 


Flußbett anraine. Durch das eingetretene Ereigniß der Trockenlegung des 
früheren Flußbettes iſt dasſelbe der klägeriſchen Wieſenparcelle zugewachſen 
(3 404 a. b. G. B.) und iſt dieſes vormalige Flußbett, welches ſich 
durch eine Reihe von Jahren zu einer Au herausbildete, gemäß § 410 
a. b. G. B. Eigenthum des Klägers geworden. Eines Actes der 
Beſitzergreifung bedurfte es auf Seite des Klägers nicht, weil der Eigen- 
thumserwerb ſchon durch dieſes Ereigniß ſich vollzogen hat (SS 404 
und 410 a. b. G. B.). Kraft des Eigenthumsrechtes kann der Kläger 
von dem Geklagten die Beſitzabtretung begehren ($ 354 a. b. G. B.), 
weil dieſer einen Titel ſeines Beſitzes nicht dargethan hat. Die Er⸗ 


ſitzung, auf welche ſich derſelbe be 8 i 5 b 
bung, auf che ſich 0 ruft, kann als vollendet nicht angenommen geringere Bedeutung wie das materielle beanſpruchen zu dürfen, wie die bis 


werden. Der Geklagte hat allerdings durch die Zeugen Andreas J., 
Johann P. und Peter V. den Beweis darüber erbracht, daß deſſen 
Vater und Vorbeſitzer vor 50 Jahren am ſtreitigen Terrain, und zwar 
wie Andreas J. und Peter V. beſtätigten, Ein Jahr, oder, wie 
Johann P. ausſagte, zwei Jahre Hen und Grummet gemäht und auf 
ſeine Realität geführt hat; allein der Geklagte hat ſelbſt angegeben, 
daß der Gurkfluß dann wieder gegen die Wieſe Parcelle Nr. 400 
zurückgetreten iſt und die Au, auf welcher der Vater als Vorbeſitzer 
mähte, überſchwemmt hat, bis endlich das Waſſer vor etwa 27 Jahren 
das Ufer in der Linie e I der Planſkizze und zuletzt das gegenwärtige 
Bett eingenommen hat. Seit der väterlichen, vor 50 Jahren erfolgten 
Beſitzausübung hat der Geklagte einen einzigen Beſitzact dadurch vorge— 
nommen, daß er im Jahre 1876 auf dem ſtreitigen Terrain Holz 
gefällt und für ſich bezogen hatte. Es fehlt demnach zu der Erſitzung 
der in dem Geſetze vorgeſchriebene Verlauf der Zeit (88 1465 
und 1468 a. b. G. B.). a 
N Der Reviſionsbeſchwerde des Geklagten hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Urtheil vom 22. Jänner 1884, Z. 14.938 ex 1883, 
teine Folge zu geben und das. obergerichtliche Reformaturtheil zu 
beſtatigen befunden. — Die Gründe ſagen: 
Den fach- und geſetzmäßigen Gründen 


des obergerichtlichen 


Urtheiles, auf welche bei deſſen Beſtätigung hingewieſen wird, findet 
der oberſte Gerichtshof noch beizuſetzen, daß in dem vorliegenden Falle, 
wo der Geklagte ſein Recht nicht als angrenzender Uferbeſitzer, ſondern 
aus der vermeintlichen Erſitzung ableitet, die bezüglich der Theilung 
und Zueignung des verlaſſenen Flußbettes beſtehenden Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen der SS 410 und 407 a. b. G. B. keine Anwendung finden, 
und daß der von der Natur gebildete Zuwachs der klägeriſchen Grund- 
parcelle gemäß 88 404, 407, 409 und 410 a. b. G. B. von ſelbſt 
ein Zugehör dieſes an den Fluß allein angrenzenden Grundſtückes 
geworden iſt, ohne daß es eines beſonderen Actes der Beſitznahme 
bedurfte. Jur. Bl. 


Literatur. 


Dr. Ladislaus Wolski, k. k. Hof- und Gerichtsadvocat in Wien: 
Das Judicatenbuch des k. k. Verwaltungsgerichtshofes, enthal— 
tend ſämmtliche von dem genannten Gerichtshofe in Verwaltungs- 
gegenſtänden ausgeſprochenen Rechtsgrundſätze in überſichtlich— 
organiſcher Zuſammenſtellung. Wien, Manz, 1884. 

In Bälde wird ein Decennium ſeit der Activirung des k. k. Verwaltungs- 
gerichtshofes abgelaufen fein und füllen feine Ausſprüche in der bekannten Sanun⸗ 
lung bereits acht ſtattliche Bände. Der verdienſtvolle Herausgeber derſelben hat 
auch ſchon die Nothwendigkeit einer überſichtlichen Zuſammenſtellung wenigſtens 
der Schlagworte als Hilfsmittel der Orientirung herausgefühlt und derſelben 
durch ſeinen im Jahre 1883 eben auch bei Manz erſchienenen „General-Index“ 
für das erſte Luſtrum — 1876 bis Ende 1881 — entſprochen. Dadurch konnte 
natürlich nur dem primitivſten Nachſchlagebedürfniſſe genügt fein, — eine nähere 
Orientirung über die Rechtsgrundſätze, von denen ſich der Gerichtshof bei Fällung 
feiner Entſcheidungen beſtimmen ließ, und zwar nach den einzelnen Verwaltungs⸗ 
gegenſtänden, Verwaktungsgebieten, inſoweit dies im Zuſammenhange möglich 
war, — geordnet, wird uns erſt durch das vorliegende Werk geboten und kann 
als ein wahrhaft praktiſcher Gedanke von dem Fachmanne nur mit Befriedigung 
begrüßt werden. Der Verfaſſer gehört zu den — auch heute noch wenigen — 
Rechtsfreunden, welche der Wichtigkeit der Verwaltungsgerichtsbarkeit bewußte 
und fortdauernde Aufmerkſamkeit zuwenden, ihr nicht blos gelegenheitliche Beach— 
tung ſchenken, wie er denn ſelbſt bekanntlich hänfig und mit Erfolg vor dem Ver⸗ 
waltungsgerichtshofe plaidirt. Sein Vorwort zu dem Werke berührt auch in 
richtiger, den Leſer zweckmäßig orientirender Weile die ſachlichen Geſichtspunkte, 
von denen er ſich als Praktiker für den Praktiker vorarbeitend bei der Anlage 
und Durchführung leiten ließ, und denen wir im Großen die Billigung nicht 
verſagen können. Insbeſondere legen die eigenen kritiſchen Bemerkungen des 
Herausgebers zu einzelnen Judicaten die Umſicht und Gewiſſenhaftigkeit dar, die 
er ſich in Abſicht auf Erzielung möglichſter Ausfüllung, ja ſelbſt wo nöthig 
Berichtigung der Judicatur als Leitſterne vorſetzte, und ſind dieſelben ganz geeig⸗ 
net, in dieſen Richtungen anregend zu wirken, ein Moment, welches in den 
meiſten Compilationen ähnlicher Art ſonſt vermißt wird. Wenn wir Eines zu 
bedauern hatten, ſo wäre dies die Auslaſſung der die Competenz dieſes hohen 
Gerichtshofes und das Verfahren vor demſelben betreffenden grundſätzlichen 
Ausſprüche. Das formale Recht ſcheint uns gerade auf dieſem Gebiete eine nicht 


nun vorliegenden drei Hefte der Budwinski'ſchen Sammlung der nach 8 6 ge— 
faßten Beſchlüſſe des Verwaltungsgerichtshofes ſattſam darthun, zumal wir hier 
erſt in den Anfängen einer Verfahrenspraxis ſtehen und leitende Prineipien auf 
dieſem Gebiete ebenſo gut auffindbar ſind. Auch klingt der Titel des Werkes für 
den Fachmann durch die ſich unwillkürlich aufdringende Analogie mit dem 
„Judicatenbuche des hohen k. k. oberſten Gerichtshofes“ einigermaßen beirrend 
und ohne Noth etwas prätentiös, — „die Rechtſprechung des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes in Grundzügen“ wäre vielleicht richtiger und keiner Mißdeutung ausgeſetzt 
geweſen. Durch dieſe, in etwaigen — gewiß auch zu erwartenden — Fortſetzungen 
abſtellbaren oder ergänzbaren Mängel als einer Sache bloßer ſubjectiver Auf⸗ 
faſſung wollen wir der Brauchbarkeit und den entſchiedenen obbetonten Vorzügen 
keineswegs nahe treten, ſondern dieſelben möglicherweiſe erhöhen und ſteigern. 
Die Ausſtattung des Werkes iſt eine ſehr empfehlenswerthe. R. 


Dr. D. Rauter: Oeſterreichiſches Staatslexikon. Handbuch 
für jeden Staatsbürger der Reichsrathsländer. Wien, M. Perles, 1885. 

Für die Popularifirung des Wiſſenswerthen auf allen Gebieten wird heut⸗ 
zutage Erkleckliches geleiſtet, ſo daß wir uns nur verwundern können, daß der 
Verſuch, auch das Nothwendigſte des politiſchen Wiſſens in nuce beizubringen, 
nicht ſchon längſt verwirklicht wurde. Der Verfaſſer unternahm daher gewiß ein 
für das Gros des journalleſenden Publicums, der verſchiedenen Kategorien der 


activ Wahlberechtigten u. ſ. f. recht erſprießliches Werk, indem er nach bewährten 
lexikaliſchen Muſtern eine derartige Zuſammenfaſſung zum Handgebrauche des 
öſterreichiſchen Staatsbürgers herausgab, die bei der nicht geringen Complicirtheit 
des Verfaſſungsorganismus für Oeſterreich⸗-Ungarn immerhin orientirend und 
aufflävend wirken kann. Die Grenze zwiſchen dem Mehr und Minder des Erfor⸗ 
derlichen wird zwar immer ſchwankend bleiben, allein wenn zum Mindeſten das 
geradezu Unentbehrliche nach ſeinem ganzen Beſtande richtig aufgenommen wurde, 
ſo dürfte dies billigen Erwartungen genügen. Darauf und dann insbeſondere auf 
die Beachtung der neueſten ſtatiſtiſchen Ergebniſſe betreffend die verſchiedenſten 
ftaatlichen Zuſtände legen wir das größte Gewicht, weil hier die ſubjective Auf⸗ 
faſſung wenig Boden hat; überdies erſcheinen uns die am Schluffe wichtigerer 
Schlagworte eben nach erprobten Vorbildern angefügten Literaturhinweiſe für die 
Benützung nicht ohne Werth. Darin und in der präciſen Bearbeitung der in das 
ſtricte Jus (Privat⸗ und Strafrecht), dann in die Nationalökonomie einſchlägigen 
Materien liegt der Nutzen des Werkes auch ſür den Verwaltungspraktiker. R. 


Gelee und Verordnungen. 


1884. I. Semeſter. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das 
Küſtenland. 

I. Stück. Ausgeg,. am 17. Janner. — 1. Kundmachung der k. k. küſten⸗ 
ländiſchen Statthalterei vom 12. Jänner 1884, betreffend die Fortdauer der in 
Pogled beſtehenden Wegmauth. 

II. Stück. Ausgeg. am 21. Jänner. — 2. Geſetz vom 26. December 
1883, wirkſam für die reichsunmittelbare Stadt Trieſt, womit eine Beitrags⸗ 
leiſtung der Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaften zu den Koſten der Erhaltung der 
Feuerwehr eingeführt wird. 


öſterreichiſch-illyriſche 


ländiſchen Statthalterei vom 14. Jänner 1884, betreffend eine bei der vorüber⸗ 
gehenden Einquartierung zu leiſtende Vergütung. 

IV. Stück. Ausgeg. am 1. Februar. 4. Kundmachung der k. k. küſten⸗ 
Yändifchen Finanzdirection in Trieſt vom 22. Jäuner 1884, mit welcher die 
beſtehenden Einzahlungstermine der verſchiedenen directen Steuern und die 
Folgen der Nichtzuhaltung derſelben neuerdings verlautbart werden. — 5. Kund⸗ 
machung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 30. Jänner 1884, betreffend 
die Heeresergänzung für das Jahr 1884. 

V. Stück. Ausgeg. am 12. März. — 6. Kundmachung der k. k. küſten⸗ 
ländiſchen Statthalterei vom 24. Februar 1884, womit die im Punkte 2 der 


rei⸗ „ ä 8 O. 2 . . 9 \ 15 0 22 8 
eee LBBB uU nD, BI Nesedmenhaltene , Thurmburg und Joſeph Ottokar Freiherrn von Buſchman zu Miniſterial⸗ 


Beſtimmung über die Zeit für Holzfällungen abgeändert wird. — 7. Kundmachung 
der k. k. Finanzdirection in Trieſt vom 2. März 1884, betreffend die Erklarung 
eines Fußſteiges als Zollſtraße. 

VI. Stück. Ausgeg. am 17. März. — 8. Kundmachung der k. k. küſten⸗ 


ländiſchen Statthalterei vom 14. März 1884, betreffend eine Abänderung des 


mit Statthalterei-Kundmachung vom 30. Jänner 1884, L. G. Bl. Nr. 5, kund⸗ 
gemachten Geſchäftsplaues für die heurige Recrutirung auf den quarneriſchen Inſeln. 

VII. Stück. Ausgeg. am 19. April. — 9. Kundmachung der k. k. Poſt⸗ und 
Telegraphen⸗Direction für das Küſtenland und Krain in Trieſt, betreffend die 
Feſtſetzung des Poſtrittgeldes vom 1. April bis Ende December 1884. — 10. Kund⸗ 
machung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 3. April 1884, betreffend 
die neue Dislocatiou des forſttechniſchen Perſonales der politiſchen Verwaltung 
des Küſtenlandes. 


VIII. Stück. Ausgeg. am 15. Juni. — 11. Geſetz vom 11. November 1883, 


betreffend das Halten und Weiden von Ziegen. — 12. Verordnung der k. k. küſten⸗ 
ländiſchen Statthalterei vom 1. Juni 1884 zum Landesgeſetze für Iſtrien vom 
11. November 1883 (L. G. Bl. Nr. 11 ex 1884), betreffend das Halten und 
Weiden von Ziegen. 

IX. Stück. Ausgeg. am 26. Juni. — 13. Geſetz vom 9. December 1883, 
betreffend die Karſtaufforſtung in der gefürſteten Grafſchaft Görz und Gradiska. 
— 14. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 11. Juni 1884, 
betreffend die Geſchäftsordnung der Aufforſtungs⸗Commiſſion für das Karſtgebiet 
der gefürſteten Grafſchaft Görz und Gradiska. — 15. Verordnung der k. k. 
küſtenländiſchen Statthalterei vom 11. Juni 1884, betreffend die Wahl der von 
den Vorſtänden der im Karſtgebiete der politiſchen Bezirke Görz, Gradiska und 
Seſana gelegenen Gemeinden nach § 1 des Landesgeſetzes vom 9. December 1883, 
L. G. Bl. Nr. 13 ex 1884, in die Karſtaufforſtungs⸗Commiſſion zu entfendenden 
Vertrauensmänner und deren Crſatzmänner. 
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Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für Dalmatien. 


I. Stück. Ausgeg. am 15. Jänner. — 1. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen 
Statthalterei vom 8. Jänner 1884, 8. 12, mit welcher das Geſetz für die 
Aushebung des Militär⸗Contingentes pro 1884 veröffentlicht wird. 

II. Stück. Ausgeg. am 30. Jänner. — 2. Geſetz vom 15. December 1883, 
wirlſam für das Königreich Dalmatien, womit eine Straßen-Polizeiordnung für 
öffentliche nicht ärariſche Straßen kundgemacht wird. 

III. Stück. Ausgeg. am 10. Februar. — 3. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen 
Statthalterei vom 6. Februar 1884, Z. 1901, mit welcher bekannt gemacht wird, 
daß der Stellungsbezirk Spalato in zwei Stellungsbezirke getheilt wurde. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Gregor Ritter Smolarz 
von Dobiaſchowsky in Prag den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmann in Budweis Wilhelm Ritter Worzikowsky 
von Kundratitz zum Statthaltereirathe der Statthalterei in Prag ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmännern in Böhmen Philipp 
Hackler und Guſtav Exeli den Titel und Charakter von Statthaltereiräthen 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den ärztlichen Concipiſten bei der Statthalterei in 
Steiermark Dr. Jacob Ehmer zum Statthaltereirathe und Landes-Sanitäts⸗ 
referenten bei eben diefer Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Forſtmeiſter Michael Staininger zum Ober⸗ 
forſtmeiſter und Vorſtande der Forſt⸗ und Domänendirection in Salzburg ernaunt. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindearzte zu Roſſitz in Mähren Med. 
Dr. Ferdinand Katholicky das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Primararzt an der Krankenanſtalt Rudolph⸗Stiftung in Wien Dr. Iſidor Hein 
in das Allgemeine Krankenhaus überſetzt und die dadurch erledigte Stelle eines 
Primararztes in der erſteren Anſtalt dem Director und Primararzte des Sechs⸗ 


E ! 5 mis, ” 8 a 2 0 
III. Stück. Ausgeg. am 28. Jänner. — 3. Verordnung der k. k. küſten⸗ hauſer Bezirks⸗Krankenhauſes Dr. Ludwig Ritter Langer von Edenberg 


verliehen. 


Der Miniſterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten Julius Ludwig zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Schleſien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Miniſterialconcipiſten Dr. Friedrich Freiherrn 
von Raymond, Dr. Philipp Löſchnigg, Dr. Theodor Träger Edlen von 
Rhonhof und Dr. Rudolph Ritter Schwabe von Waiſenfreund zu Mini— 
ſterial⸗Viceſecretären im Finanzminiſterinm ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzwach-Obercommiſſär Johann Holub 
zum Finanzinſpector in Zuckmantel ernannt. 

Der Finanzmiuniſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Wenzel Lagler zum 
Finanzſecretär und die Finanzeommiſſäre Joſeph Wana und Ludwig Novak 
zu Finanz⸗Obercommiſſären der Prager Finanz⸗Landesdireetion ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Miniſterialconcipiſten Erwin Latour von 


Viceſecretären im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Haudelsminiſter hat den Poſteontrolor Anton Czermak zum Dber- 
poſtcontrolor in Smichow ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Telegraphenamtscontrolor Adolph Berg⸗ 
thaler zum Oberpoſteontrolor in Prag ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bauingenieur der Direction der Guter des 
Bukowinaer gr.⸗or. Religionsfondes in Czernowitz Adolph Klement zum Ober— 
bauingenieur dieſer Direction ernannt. 


Erledigungen. 

Bezirksſecretärsſtelle in Böhmen in der zehnten Rangsclaſſe, bis 25. März. 
(Amtsbl. Nr. 37.) 

Secundararztesſtelle in der Landes⸗Irrenanſtalt in Wien mit 600 fl. 


Da Lu Naturalwohnung und Verpflegung nach der erſten Claſſe. -Amtsbl. 
r. 38.) 


Verlag der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhand- 
lung in Wien, J., Kohlmarkt 7 


7. 
Das in Oesterreich geltende 
Vereins- und Versammlungsgesetz. 


Erläutert von 
Dr. jur. S. Freund. 
Zum Gebrauche für Verwaltungsbeamte und Vereine. 


120 Seiten 8. Preis I fl. 50 kr. 


Gegen Einsendung des Betrages mittelst Postanweisung versen- 
det der obige Verlag dieses mit grosser Sachkenntniss geschriebene 
und für die P. T. Verwaltungskreise sehr wichtige Buch franco nach 
überall. 
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